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1. BOTSCHAFTEN DER WOCHE 

70. Jahrestag des Volksaufstands am 17. Juni 1953 

Der Volksaufstand in der DDR am 17. Juni 1953 war bis zur friedlichen Revolution 1989 

das bedeutendste Ereignis in der Oppositions- und Widerstandsgeschichte der DDR. Er ist 

Symbol des langjährigen Kampfes vieler DDR-Bürger:innen für Freiheit, Demokratie und 

gegen Diktatur. Wir erinnern am 70. Jahrestag an die mutigen Menschen, die dafür einstan-

den. Er ist für uns aber auch Anlass, uns weiter für die Aufarbeitung des SED-Regimes, 

das Erinnern und die Opferentschädigung einzusetzen. Auch dieser Jahrestag zeigt uns, 

wie wichtig es ist und bleibt, unsere demokratischen und freiheitlichen Werte zu verteidigen. 

 

Europäische Kraftfahrer:innen besser schützen! 

Wer in der EU als LKW-Fahrer:in angestellt ist und beruflich durch Deutschland fährt, hat 

bestimmte Rechte. Es gibt Regeln für Höchstarbeitszeiten und Mindestruhezeiten. Außer-

dem müssen entsandte Fahrer:innen während ihrer Arbeitszeit hierzulande den Mindest-

lohn erhalten. In der Praxis werden Kraftfahrer:innen allzu oft ausgebeutet und um ihre 

Rechte gebracht, wie jüngst das Beispiel der streikenden LKW-Fahrer:innen auf der hessi-

schen Raststätte Gräfenhausen gezeigt hat. Die EU hat nun die Straßenverkehrsrichtlinie 

auf den Weg gebracht, um die Rechte von entsandten Kraftfahrer:innen besser durchzuset-

zen. Wir setzen diese Richtlinie nun um. Das heißt konkret: Arbeitgeber, die in der EU an-

sässig sind, müssen sich künftig über ein digitales System registrieren. Außerdem müssen 

sie ihren Fahrer:innen bestimmte Unterlagen zur Verfügung stellen, die der Zoll kontrollie-

ren kann, beispielsweise Gehaltsnachweise, Arbeitsverträge und Aufzeichnungen des 

Fahrtenschreibers. Verstoßen die Unternehmen dagegen, können sie mit einem Bußgeld 

belegt werden. Bei der Vollstreckung von Strafen wollen die Mitgliedstaaten der EU künftig 

besser zusammenarbeiten. Ziel ist es, Ausbeutung und Missbrauch im grenzüberschreiten-

den Straßenverkehr in der EU zu verhindern. 
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2. ZUR LAGE 

Liebe Genossinnen und Genossen, 

 

wir erinnern in dieser Woche mit einer Gedenkstunde an den 70. Jahrestag des Volksauf-

standes in der DDR am 17. Juni 1953. Bis zur friedlichen Revolution 1989 war er das bedeu-

tendste Ereignis in der Oppositions- und Widerstandsgeschichte der DDR und ist Symbol 

des langjährigen Kampf vieler DDR-Bürger:innen für Freiheit, Demokratie und gegen Dikta-

tur.  

Erinnern heißt nicht vergessen: Deshalb gilt unsere Solidarität den mutigen Frauen und Män-

ner im Iran, die genau für diese Werte kämpfen, die für ihre Freiheit und gegen Diktatur immer 

noch und immer weiter auf die Straße gehen, auch unter Todesgefahr. Wir vergessen nicht, 

mit welch` unglaublicher Brutalität das iranische Regime reagiert, und wir sehen mit Erschre-

cken, dass die Zahl der Hinrichtungen im Iran immer weiter steigt. Wir sind an der Seite der 

mutigen Iranerinnen und Iraner.  

Russland begeht in der Ukraine immer wieder Kriegsverbrechen. So geschehen in Butscha, 

wo russische Soldaten viele unschuldige Zivilistinnen und Zivilisten hingerichtet haben. Aber 

auch Städte, Dörfer, Krankenhäuser, Schulen und die Energieinfrastruktur in der Ukraine 

nimmt die russische Armee regelmäßig unter Beschuss. Dafür sind allein der russische Prä-

sident und sein innerer Machtzirkel verantwortlich. Und Putin eskaliert immer weiter. Mit der 

Zerstörung des Kachowka-Staudammes hat das brutale Vorgehen Russlands in der Ukraine 

eine neue Dimension erreicht. Die Überschwemmungen vieler Orte am Ufer des Dnepr ha-

ben eine Naturkatastrophe ausgelöst und gefährden das Leben Tausender Zivilistinnen und 

Zivilisten in der Region. Wir verurteilen das Vorgehen Russlands auf Schärfste. Das werden 

wir in dieser Woche in einer Aktuellen Stunde noch einmal deutlich machen.  

Der Krieg bedeutet zugleich einen schweren Schlag gegen die Sicherheitsordnung in Eu-

ropa, die wir nach dem Ende der Blockkonfrontation mühsam aufgebaut haben. Umso wich-

tiger ist nun, dass wir unsere Sicherheit gemeinsam mit unseren internationalen Partnern auf 

eine neue Grundlage stellen. In dieser Woche beraten wir im Bundestag deshalb die Natio-

nale Sicherheitsstrategie, die von der Bundesregierung unter Beteiligung vieler gesellschaft-

licher Akteure im In- und Ausland sowie einer Vielzahl an Bürgerinnen und Bürgern erarbeitet 

wurde. Uns geht es dabei vor allem um eine Politik der integrierten Sicherheit. Das bedeutet: 

alle relevanten sicherheitspolitischen Akteure, Mittel und Instrumente sollen künftig ineinan-

dergreifen, um aktuellen wie künftigen Herausforderungen nach innen und außen besser 
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begegnen zu können. Zugleich wollen wir mit der Nationalen Sicherheitsstrategie eine ge-

sellschaftliche Debatte darüber anstoßen, wie wir unsere Sicherheit künftig gewährleisten 

wollen. 

Das Grundrecht auf Asyl ist ein hohes Gut – das steht nicht nur in unserem Grundgesetz, 

sondern es ist für uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten auch nicht verhandelbar. 

Menschen, die vor Verfolgung, Krieg und Terror fliehen müssen, werden wir schützen. Des-

halb beschäftigt uns auch die erzielte Einigung der EU-Innenminister:innen zur Reform des 

Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS). In den letzten Jahren hat sich leider zu 

deutlich gezeigt, dass die europäische Asylpolitik nicht mehr in der Lage ist, die aktuelle Si-

tuation zu bewältigen. Weder die Situation an den Außengrenzen, das Sterben im Mittelmeer 

oder die Weigerung einiger Mitgliedstaaten, ihren solidarischen Beitrag bei der Aufnahme 

der Geflüchteten zu leisten, sind noch länger ertragbar. Deshalb ist es ein wichtiger Erfolg, 

dass nach jahrelangen Blockaden ein EU-weiter Kompromiss erzielt werden konnte – denn 

Migration muss in Europa besser und effektiver geordnet und gesteuert werden. An dem 

Recht auf Asyl wird dabei nicht gerüttelt. Mit dem gefundenen Kompromiss werden offene 

Binnengrenzen und ein menschenrechtsbasiertes Asylsystem sichergestellt, mit Instrumen-

ten, die Ordnung und Fairness in den Verfahren herstellen. So schützen wir auch diejenigen 

besser, die wirklich des Schutzes bedürfen. Es ist verständlich, dass es viel Diskussionsbe-

darf zu den erzielten Ergebnissen gibt – es ist aber auch nicht überraschend, dass bei 27 

EU-Mitgliedstaaten nicht alle unsere Vorstellungen durchgesetzt werden konnten. Bundes-

innenministerin Nancy Faeser konnte aber einen uns wichtigen Punkt durchsetzen: unbeglei-

tete Kinder und Jugendliche können direkt in die EU einreisen und kommen nicht in die 

Grenzverfahren. Wir werden nun die weiteren Verhandlungen im EU-Parlament unterstützen, 

damit das auch für die Kinder und Jugendlichen gilt, die in Begleitung ihrer Eltern sind.  

 

Euer 

gez. Dr. Rolf Mützenich 
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3. ZUR WOCHE 

TOP 3: Jahresabrüstungsbericht 2022 

2022 – ein Jahr des Rückschlags, so überschreibt die Bundesregierung ihren Bericht über 

den Stand der Bemühungen um Rüstungskontrolle, Abrüstung und Nichtverbreitung sowie 

über die Entwicklung der Streitkräftepotenziale für das Jahr 2022 (Jahresabrüstungsbericht 

2022). Der völkerrechtswidrige Angriff Russlands auf die Ukraine hat die internationale Frie-

densordnung und die über Jahrzehnte gewachsene konventionelle und nukleare Rüstungs-

kontrolle in Europa schwer beschädigt. Auch russische Cyberattacken und Desinformations-

kampagnen in nie dagewesenem Umfang haben Frieden und Sicherheit weit über Europa 

hinaus gefährdet. All das bedeutet einen historischen Vertrauensverlust gegenüber Russ-

land, der künftig alle Bemühungen um Rüstungskontrolle, Abrüstung und Nichtverbreitung 

überschatten wird.  

Für ein Mindestmaß an Sicherheit bedarf es umso dringender einer Verminderung von Risi-

ken und Vermeidung unbeabsichtigter Eskalation. Dafür werden künftig u.a. Kommunikati-

onskanäle, Verhaltensregeln zur Vermeidung von Zwischenfällen oder Transparenzmaßnah-

men zu Truppenbewegungen äußerst wichtig sein. Auch bedarf es neuer Impulse für die 

nukleare Nichtverbreitung, sowohl aufgrund geäußerter russischer Drohungen als auch vor 

dem Hintergrund der iranischen und nordkoreanischen Nuklearprogramme und des wach-

senden chinesischen Nuklearwaffenarsenals. Den Bericht der Bundesregierung beraten wir 

in dieser Woche im Plenum. 

 

TOP 5: Verlängerung des Bundeswehreinsatzes UNIFIL im Libanon  

Seit 2006 engagiert sich die Bundeswehr im Rahmen der UNIFIL-Mission (United Nations 

Interim Force in Lebanon) der Vereinten Nationen im Libanon. Ziel des Einsatzes ist, die 

libanesische Regierung bei der Sicherung der Seegrenzen zu unterstützen und den Waffen-

schmuggel über See zu verhindern. Deutschland stellt hierfür Schiffe und Personal bereit 

und bildet Soldat:innen der libanesischen Marine aus. Mit einem Antrag der Bundesregie-

rung, der diese Woche eingebracht wird, soll das Mandat um ein Jahr verlängert werden. Die 

personelle Obergrenze liegt weiterhin bei 300 Soldat:innen.  

Im vergangenen Mandatszeitraum hat das politische Vakuum und der Zerfall der staatlichen 

Strukturen, auch der Sicherheitskräfte, im Libanon weiter zugenommen. Seit November 2022 

ist der Libanon ohne Staatspräsidenten, die Regierung ist nur geschäftsführend im Amt. Das 

hohe Spannungsniveau an der „Blauen Linie“, der Demarkationslinie zwischen Israel und 

Libanon besteht weiterhin. Auch der Krieg in Syrien wirkt in den Libanon hinein: 1,5 Millionen 
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syrische Geflüchtete leben im Libanon. UNIFIL bleibt so im fragilen sicherheitspolitischen 

Umfeld und der sich verschärfenden Staats- und Wirtschaftskrise des Libanon ein wesentli-

ches stabilisierendes Element. 

 

TOP 7: Nationale Sicherheitsstrategie erstmals beschlossen 

Im Koalitionsvertrag hat sich die Ampel darauf verständigt, erstmals eine Nationale Sicher-

heitsstrategie zu beschließen. Sie wird am Mittwoch im Kabinett beschlossen und am Don-

nerstag im Plenum debattiert. Die Nationale Sicherheitsstrategie definiert Sicherheitspolitik 

umfassend. Sie soll Orientierung geben bei außen- und sicherheitspolitischen Fragen, um 

aktuellen wie künftigen Herausforderungen nach innen und außen besser begegnen zu kön-

nen. Dafür begründet die Nationale Sicherheitsstrategie eine Politik der integrierten Sicher-

heit. Darunter verstehen wir das Zusammenwirken aller relevanten Akteure, Mittel und In-

strumente, durch deren Ineinandergreifen die Sicherheit unseres Landes umfassend erhalten 

und gegen Bedrohungen von außen gestärkt wird.  

Die Sicherheitsstrategie wurde unter Beteiligung vieler gesellschaftlicher Akteur:innen im In- 

und Ausland sowie einer Vielzahl an Bürger:innen erarbeitet. Ihre Veröffentlichung soll Aus-

gangspunkt für eine gesellschaftliche Debatte darüber sein, wie wir unsere Sicherheit künftig 

gewährleisten wollen.  

 

TOP 9: 70 Jahre Volksaufstand  

Der Volksaufstand am 17. Juni 1953 war bis 1989 das bedeutendste Ereignis in der Opposi-

tions- und Widerstandsgeschichte der DDR. Der 1952 von der SED begonnene „planmäßige 

Aufbau des Sozialismus“ führte zu wirtschaftlichen und sozialen Verwerfungen, Versor-

gungsengpässen und wachsender Unzufriedenheit und schließlich im Juni 1953 zu landes-

weiten Streiks und Protesten. Diese gipfelten am 17. Juni 1953 in einem Volksaufstand, an 

dem eine Millionen Menschen aktiv teilnahmen. Dieser Aufstand symbolisierte den langjäh-

rigen Kampf vieler DDR-Bürger:innen für Freiheit, Demokratie und gegen Diktatur. Das SED-

Regime schlug ihn mit Hilfe von sowjetischen Streitkräften brutal nieder. Es gab zahlreiche 

Tote, eine Repressionswelle folgte.  

Die Koalitionsfraktionen bringen anlässlich des 70. Jahrestages des Volksaufstandes in die-

ser Woche einen Antrag in den Bundestag ein. In diesem wird die Arbeit der Bundesstiftung 

zur Aufarbeitung der SED-Diktatur ebenso gewürdigt wie die Arbeit der „Bundesbeauftragten 
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für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokrati-

schen Republik“ und der Opferverbände. Darüber hinaus wird die Bundesregierung aufge-

fordert, den Härtefallfonds für SED-Opfer zeitnah einzurichten, die Aufarbeitung der kommu-

nistischen Diktatur und der Geschichte von Sowjetischer Besatzungszone (SBZ) und DDR 

zu stärken und sich für die Umsetzung des Denkmals zur Mahnung und Erinnerung an die 

Opfer der kommunistischen Herrschaft einzusetzen. Die ehemalige Stasi-Zentrale in Berlin-

Lichtenberg solle zu einem Campus für Demokratie entwickelt werden und die Transforma-

tion des Stasi-Unterlagen-Archivs in das Bundesarchiv weiter unterstützt werden.  

 

TOP 13: Schneller Bauen durch digitalisierte Verfahren 

Wir beraten in dieser Woche einen Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Stärkung der 

Digitalisierung im Bauleitplanverfahren und zur Änderung weiterer Vorschriften wie Vereinfa-

chungen beim Wiederaufbau im Katastrophenfall, Verbesserungen der Rahmenbedingun-

gen für die erneuerbaren Energien im Städtebaurecht oder des Bedarfs zur Unterbringung 

von Geflüchteten. Der Entwurf ist Teil des Maßnahmenpakets zur Planungs- und Genehmi-

gungsbeschleunigung. Ziel ist es, das Beteiligungsverfahren zur Aufstellung von Bauleitplä-

nen zu modernisieren und zu beschleunigen. So soll künftig das digitale Beteiligungsverfah-

ren als Regelverfahren für die Öffentlichkeitsbeteiligung sowie für die Beteiligung der Behör-

den gelten. 

Vorgesehen ist außerdem, dass in bestimmten Fällen eine erneute Veröffentlichung und Ein-

holung von Stellungnahmen bei Planänderungen oder -ergänzungen unterbleiben kann. Bei 

erneuter Beteiligung soll im Hinblick auf mögliche Auswirkungen von Planänderungen oder -

ergänzungen Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden. Die Kommunen sollen in die-

sem Fall die Dauer der Veröffentlichungsfrist im Internet und die Frist zur Stellungnahme 

angemessen verkürzen. Werden die Grundzüge der Planung nicht berührt, sollen die Städte 

und Gemeinden künftig nur noch die von einer Änderung oder Ergänzung betroffenen Teile 

der Öffentlichkeit und berührte Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange beteiligen 

– es sei denn, diese Beschränkung führt nach Einschätzung der Kommune zu einer längeren 

Verfahrensdauer. Die bisherigen „Kann-Regelungen“ sollen laut Entwurf damit in „Soll-Re-

gelungen“ geändert werden. Die Bauleitplanverfahren sollen auch dadurch beschleunigt wer-

den, indem die Fristen zur Genehmigung bestimmter Bauleitpläne von drei Monaten auf ei-

nen Monat verkürzt werden. 

Im Katastrophenfall können die Länder Wiederaufbaugebiete definieren, in denen bestimmte 

Ausnahmen vom Baugesetzbuch und den auf Grund des Baugesetzbuchs erlassenen Vor-

schriften gelten. So sollen die Resilienz von Siedlungen erhöht und die Auswirkungen der 
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Katastrophe auf die Bausubstanz möglichst schnell bewältigt werden. Anlass der Regelung 

ist das Hochwasser im Ahrtal, das zu verheerenden Zerstörungen ganzer Orte und Straßen-

züge geführt hat. Die Vorschrift beschränkt sich aber nicht auf Hochwasserkatastrophen, 

sondern umfasst alle denkbaren Katastrophenfälle wie insbesondere Natur- und Umweltka-

tastrophen. Es wird erwartet, dass diese aufgrund des Klimawandels häufiger und deren 

Auswirkungen gravierender werden.  

Eine weitere notwendige Veränderung betrifft die Unterbringung von Geflüchteten, die die 

Kommunen vor große Herausforderungen stellt. Die Zahl der in Deutschland Schutzsuchen-

den ist durch den Angriff Russlands auf die Ukraine nochmals stark angestiegen. Darauf 

haben wir bereits im Jahr 2021 reagiert und die 2015/2016 erlassenen Sonderregelungen für 

die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von Flüchtlingsunterunterkünften reaktiviert, befristet 

bis 31. Dezember 2024. Um die Kommunen auch zukünftig zu entlasten, soll die Bereitstel-

lung der Unterkünfte für einen längeren Zeitraum erleichtert möglich sein. Daher werden die 

Sonderregeln um weitere drei Jahre bis zum 31. Dezember 2027 verlängert. 

 

TOP 15: Änderung des EU-Direktwahlaktes 

Wir beraten in dieser Woche abschließend einen Gesetzentwurf der Bundesregierung zum 

Beschluss des Rates der EU vom 13. Juli 2018 zur Änderung des Direktwahlakts. Die Ände-

rung verpflichtet die großen Mitgliedstaaten, so auch Deutschland, zukünftig eine Sperrklau-

sel von mindestens zwei Prozent bei der Wahl zum Europäischen Parlament (EP) einzufüh-

ren. Der Gesetzentwurf muss mit Zweidrittelmehrheit im Bundestag und außerdem im Bun-

desrat angenommen werden. Eine Mindesthürde gab es seit 2011 aufgrund eines Urteils des 

Bundesverfassungsgerichts und mangels europarechtlicher Vorgaben nicht mehr.  

Wann die Sperrklausel hierzulande in Kraft tritt, ist derzeit allerdings noch nicht absehbar. 

Denn damit der geänderte Direktwahlakt überhaupt in Kraft treten kann, ist die Zustimmung 

aller Mitgliedstaaten nötig. Was bisher feststeht: Bei der nächsten Wahl zum EP 2024 bleibt 

es bei der aktuellen Rechtslage ohne Mindesthürde, da Zypern und Spanien gegenwärtig 

noch nicht zugestimmt haben. Inzwischen liegen bereits weitreichendere Reformvorschläge 

des EP vor, die insbesondere die Einführung sogenannter „transnationaler Listen“ vorsehen. 

Dieses Vorhaben hat die Ampel mit einem Antrag unterstützt, den wir in der letzten Sitzungs-

woche verabschiedet haben.  
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TOP 17: EU-weite Rechte von entsandten Kraftfahrer:innen durchsetzen 

Im EU-Ausland angestellte LKW- oder Busfahrer:innen, die Güter oder Fahrgäste durch oder 

innerhalb von Deutschland befördern, unterliegen dem sogenannten Entsenderecht. Für sie 

gelten bestimmte Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen. Die EU hat mit der 2020 in Kraft 

getretenen Straßenverkehrsrichtlinie Maßnahmen auf den Weg gebracht, um Arbeitnehmer-

rechte für entsandte Fahrer:innen besser durchzusetzen.  

Konkret ist vorgesehen, eine Meldepflicht für im EU-Ausland ansässige Arbeitgeber einzu-

führen. Sie sollen digital über das sogenannte Binnenmarkt-Informationssystem registriert 

werden. Um zu überprüfen, ob die Rechte von Beschäftigten eingehalten werden, müssen 

Arbeitgeber ihren Fahrer:innen bestimmte Unterlagen zur Verfügung stellen, die diese dem 

Zoll auf Verlangen vorzulegen haben – darunter Gehaltsnachweise, Arbeitsverträge und Auf-

zeichnungen des Fahrtenschreibers. Wenn Arbeitgeber gegen diese Vorschriften verstoßen, 

können Bußgelder verhängt werden. Um die Vollstreckung zu verbessern, soll die grenzüber-

schreitende Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten verbessert werden. 

Es müssen diverse Gesetze und Verordnungen geändert werden, darunter das Arbeitneh-

mer-Entsendegesetz, um die EU-Vorgaben in deutsches Recht umzusetzen. In dieser Wo-

che beraten wir den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur grenzüberschreitenden Durch-

setzung des Entsenderechts abschließend in 2./3. Lesung. 

 

TOP 19: Nordmazedonien auf dem Weg in die EU unterstützen 

2023 ist ein entscheidendes Jahr für die europäische Zukunft Nordmazedoniens. Seit 2005 

ist das im September 1991 unabhängig gewordene Land offizieller EU-Beitrittskandidat. 

Nordmazedonien ist in den letzten beiden Jahrzehnten durch verschiedene Phasen gegan-

gen, in denen teilweise die klare Orientierung auf eine Annäherung an die EU und ihre Werte 

verloren zu gehen drohte. In den letzten Jahren kehrte das Land zu einem realistischen und 

ambitionierten euro-atlantischen Kurs und Reformprozess zurück.  

Bilaterale Konflikte zunächst mit Griechenland führten jedoch zu Blockaden des Erweite-

rungsprozesses. Die erste EU-Beitrittskonferenz mit Nordmazedonien fand erst am 19. Juli 

2022 statt. Gegenwärtig ist der tatsächliche Verhandlungsbeginn auf Betreiben Bulgariens 

mit der Bedingung verknüpft, dass die bulgarische Bevölkerungsgruppe Aufnahme in die 

Verfassung Nordmazedoniens findet. 

Trotz allem bleibt überragendes politisches Ziel Nordmazedoniens der Beitritt zur EU. Die 

Ampelfraktionen unterstützen dieses Anliegen mit einem Antrag, der in dieser Woche im Ple-
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num verabschiedet wird. Der EU-Beitritt des Landes ist im beiderseitigen Interesse, und Fort-

schritte auf diesem Weg werden eine weitreichende Symbolwirkung für die weiteren Staaten 

des Westbalkans haben.  

Die Bundesregierung wird in dem Antrag aufgefordert, die Republik Nordmazedonien zu der 

Verfassungsänderung zu ermutigen, um damit die Voraussetzungen für den nächsten Schritt 

im Beitrittsprozess zu schaffen. Gleichzeitig soll Bulgarien aufgerufen werden, den Weg 

Nordmazedoniens in die EU zu unterstützen und von weiteren Bedingungen abzusehen. Bi-

lateral und auf EU-Ebene soll die Bundesregierung für den Beitritt werben. In Nordmazedo-

nien sollen weiterhin Reformprozesse und Dialogmaßnahmen zwischen den verschiedenen 

Bevölkerungsgruppen unterstützt und kulturelle und bildungspolitische Programme ausge-

weitet werden. 

 

TOP 21: Mehr Bio in der Außer-Haus-Verpflegung 

Die Ampel hat sich vorgenommen, den Bio-Anteil auf landwirtschaftlichen Flächen in 

Deutschland auf 30 Prozent zu erhöhen. Damit das gelingt, müssen Angebot und Nachfrage 

nach Bio-Lebensmitteln stärker gefördert werden. Ein wichtiger Hebel dafür sind die Orte der 

sogenannten Außer-Haus-Verpflegung (AHV) wie beispielsweise Kantinen, Mensen oder 

Restaurants, wo rund sechs Millionen Menschen in Deutschland täglich essen gehen.  

Die AHV in Deutschland wird derzeit durch die EU-Öko-Verordnung geregelt. Die EU-Ver-

ordnung ermöglicht den Mitgliedstaaten aber auch, eigene nationale Regelungen zu erlas-

sen. Derzeit arbeitet die Bundesregierung deshalb an einer Bio-Außer-Haus-Verpflegungs-

verordnung (Bio-AHVV), um die Regelungen zu Kennzeichnung, Zertifizierung und Kontrolle 

von Bioprodukten in der AHV auf nationaler Ebene zu regeln. Damit die Bio-AHVV erlassen 

werden kann, müssen das Öko-Landbaugesetz (ÖLG) und das Öko-Kennzeichengesetz 

(ÖkoKennzG) angepasst werden.  

Deshalb berät der Bundestag in dieser Woche die Gesetzentwürfe der Bundesregierung zur 

Änderung des ÖLG und ÖkoKennzG in 2./3. Lesung. Dadurch können  die Bundesländer 

auch künftig die Kontrollaufgabe von Bioprodukten an private Kontrollstellen übertragen. Des 

Weiteren werden Sanktionen für Verstöße gegen die Bio-AHVV geregelt. 

Neben der Reform von ÖLG und ÖkoKennzG berät der Bundestag in 1. Lesung unter diesem 

Tagesordnungspunkt auch einen Antrag der Koalitionsfraktionen zur Änderung des Tier-

schutzgesetzes. Beim Erbrüten von Legehennen schlüpfen jedes Jahr in Deutschland auch 

rund 45 Millionen männliche Küken. In der Vergangenheit wurde die große Mehrheit davon 

direkt nach dem Schlüpfen getötet, da sie keine Eier legen und nicht als Masttiere verwendet 



 

SEITE 11                         (C) PLANUNGSGRUPPE 

werden können. Seit Januar 2022 ist das Töten von Küken in der Hühnerhaltung verboten. 

Brütereien in Deutschland müssen seitdem die männlichen Küken entweder lebend vermark-

ten oder eine Geschlechtsbestimmung im Brut-Ei durchführen, um die Bebrütung männlicher 

Hühnerembryonen abzubrechen. Dies war ursprünglich nur vor dem siebten von 21 Bebrü-

tungstagen zulässig. Nach neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen zum Schmerzemp-

finden von Hühnerembryonen kann diese Frist nunmehr verlängert werden: Künftig ist es erst 

ab dem 13. Bebrütungstag verboten, einen Eingriff an einem Hühnerei oder den Abbruch des 

Brutvorgangs vorzunehmen. Die vorgesehene Änderung tritt zum 1. Januar 2024 in Kraft. 

 

TOP 24: Stabilität in Bosnien und Herzegowina sichern (EUFOR ALTHEA) 

Nach den Wahlen im Oktober 2022 und der anschließenden Konstituierung von Parlament 

und Regierung besteht Hoffnung auf eine nachhaltige Stabilisierung und Demokratisierung 

von Bosnien und Herzegowina. Im Dezember 2022 erhielt das Land den EU-Kandidatensta-

tus. Maßgeblich für den weiteren EU-Beitrittsprozess bleibt jedoch die Umsetzung dringend 

notwendiger Reformen. Nach wie vor werden Nationalismen, ethnische Trennlinien und Se-

zessionsandrohungen eingesetzt, um eine Stärkung gesamtstaatlicher Institutionen zu blo-

ckieren. Dies erschwert den allgemeinen Fortschritt des Landes und damit den Weg in eine 

bessere Zukunft für die Menschen in Bosnien und Herzegowina.  

Aus diesen Gründen bleibt die Operation EUFOR (European Forces) ALTHEA, an welcher 

sich die Deutsche Bundeswehr nach zehnjähriger Pause seit 2022 wieder beteiligt, aus Sicht 

der Bundesregierung als Ergänzung zur Unterstützung im zivilen Bereich und Garant für Sta-

bilität essenziell und weiterhin geboten. Wir beraten in dieser Woche über den Antrag der 

Bundesregierung, die Beteiligung der Bundeswehr an der EU-geführten Sicherheitsoperation 

in Bosnien und Herzegowina fortzusetzen.  

Zentrale Aufgaben von EUFOR ALTHEA sind die Wahrung eines sicheren Umfeldes, die 

Unterstützung bei der Einhaltung und Umsetzung des Dayton-Friedensabkommens sowie 

die Unterstützung und Koordinierung der Ausbildung der bosnischen Streitkräfte. Der deut-

sche Beitrag zu EUFOR ALTHEA ist auf den Betrieb von zwei Häusern der Verbindungs- 

und Beobachtungsteams und auf Personal zur Unterstützung des Stabs im Hauptquartier 

ausgerichtet.  

Das Mandat ist bis Ende Juni 2024 befristet und sieht wie bisher die Entsendung von bis zu 

50 Soldat:innen vor. Die Kosten belaufen sich nach Angaben der Bundesregierung auf rund 

9,1 Millionen Euro. 


